
Managed Care  5 ● 2005 17

P U B L I C  H E A L T H  U N D  G E S U N D H E I T S V E R S O R G U N G

Viele horchten auf, als Ende

der Neunzigerjahre in der

Schweiz plötzlich von einer

«nationalen Gesundheitspoli-

tik» die Rede war, die von

Bund, Kantonen und Gemein-

den mitgetragen werden

sollte. Alle gemeinsam im

Dienst der Gesundheit

der Bevölkerung («public

health»): So lautete damals

die Vision. Was ist aus der

Vision geworden? 

Franz Wyss

ereits die ersten Überlegungen
vor dem Beginn des Projekts
«Nationale Gesundheitspolitik

Schweiz» (siehe Kasten) waren ge-
prägt von einer zentralen Vorstel-
lung: Die Gesundheitspolitik von
Bund, Kantonen und Gemeinden
sollte vermehrt dort ihre Schwer-
punkte legen, wo für die Gesundheit
der Bevölkerung («public health»)
am meisten erreicht werden kann

1
.

Im Folgenden soll aufgezeigt wer-
den, wie weit das Projekt diesem
Vorsatz treu geblieben ist. 

Arbeitstagungen und Grund-
lagendokumente
An der ersten Arbeitstagung (1999)
standen die Datengrundlagen im
Vordergrund, und die Schaffung
eines Gesundheitsobservatoriums
wurde in die Wege geleitet

2
. An der

zweiten Tagung (2000) wurden als
prioritäre Themen festgelegt: «Ge-
sundheitsbezogene Information der
Bevölkerung (Empowerment)», «Psy-
chische Gesundheit» sowie «Kriterien
der Angebotsplanung». In der Folge
wurden die Aktivitäten zur Angebots-
planung (mit Schwerpunkt «Hoch-
spezialisierte Medizin») von der SDK
vorangetrieben, und das Projekt «Em-
powerment» verlief im Sand. Einzig
das Projekt «Psychische Gesundheit»
wurde als unbestrittener Schwer-
punkt bis heute weitergeführt (siehe
unten). 
Mit den Gesundheitsdeterminanten
wurden im Herbst 2001 [1]
nochmals die grundlegenden Fakto-
ren benannt, welche die Gesundheit
bestimmen. Allenfalls kann bedauert
werden, dass das dort Präsentierte,
obschon in hohem Masse relevant,
in der Folge auf der politischen
Ebene nicht systematisch und nach-
haltig weitergetragen werden konnte.
Immerhin wurden an den nachfol-
genden Tagungen mit den Haupt-
themen «Psychische Gesundheit»
(2002 [2]) und «Arbeitsbedingungen
und Gesundheit» (2003 [3]) die Dis-
kussionsschwerpunkte konsequent
nach dem Relevanzkriterium gesetzt.
Anlässlich der Muttenzer Tagung
2003 wurde übrigens eine Resolution
verabschiedet, wonach bei jeder sich
bietenden Gelegenheit auf das Doku-
ment «Gesundheitsziele für die
Schweiz im 21.Jahrhundert» [4] hin-
gewiesen werden solle. Heute muss
festgestellt werden, dass inzwischen
manche Gelegenheiten dazu nicht ge-
nutzt worden sind.
Die erwähnten Arbeitstagungen wa-
ren lediglich wichtige Marksteine auf
dem Weg, aber keineswegs die
Hauptaktivität im Rahmen des Pro-

jekts. Auf all die wertvollen Arbeiten
der Projektleitung und verschiedener
Arbeitsgruppen kann hier nicht im
Einzelnen eingegangen werden.
Erwähnt seien jedoch die Übersichts-
materialien zu strategisch bedeutsa-
men gesundheitspolitischen Ansätzen
von Bund und Kantonen, die im Sinn
des Wissensmanagements zusammen-
getragen wurden

3
, und die zahlrei-

chen Grundlagendokumente, welche
das Obsan bereitgestellt

4
hat. 

Public Health und die
«Nationale Gesundheitspolitik»

B

1 An der Herbsttagung 1998 der SDK sagte Regierungsrat
Philipp Stähelin: «Es ist wichtig, dass die Hauptverant-
wortlichen, insbesondere die Kantone, der Bund und die
Gemeinden, aber auch zahlreiche private Organisatio-
nen, sich zusammenfinden, um Antworten auf die viel-
fältigen zukünftigen Herausforderungen im Gesund-
heitswesen zu finden.» Bundesrätin Ruth Dreifuss
schloss an: «Der Gesundheitszustand der Bevölkerung
gehört in die gemeinsame Verantwortung und erfordert
eine Gesamtsicht, die folgende Elemente einschliesst:
die wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen;
die Umwelteinflüsse, unter Einschluss der Arbeitsumge-
bung und der Wohnverhältnisse; das Gesundheitsverhal-
ten und die Lebensweise der Bevölkerung, bestimmter
Bevölkerungsgruppen und der Individuen.»

2 Das Schweizerische Gesundheitsobservatorium wurde
beim Bundesamt für Statistik in Neuenburg angesiedelt
und hat sich in der Zwischenzeit bereits etabliert (siehe
www.obsan.ch ).

3 Bericht in Vorbereitung: «Gesundheitspolitiken in der
Schweiz – Potential für eine nationale Gesundheitspoli-
tik».

4 siehe Liste unter: www.obsan.ch/infos/publikationen/
d/index.htm 
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Organisatorische Umgestaltung
Im Unterschied zu den oben ge-
nannten Arbeiten verliefen die Dis-
kussionen um die organisatorische
Ausgestaltung der weiteren Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Kan-
tonen im Rahmen einer nationalen
Gesundheitspolitik eher mühsam.
Schliesslich wurde darauf verzichtet,
die eigenständige Struktur zwischen
den beiden Ebenen (BAG und GDK)
beizubehalten (siehe Kasten). Auch
die ursprüngliche inhaltliche Aus-
richtung wurde insofern korrigiert,
als dass im Rahmen der seit 2004
stattfindenden Dialogtreffen neben
fundamentalen gesundheitspoliti-
schen Fragen auch tagespolitische
Aktualitäten (meist die Finanzierung
der stationären Versorgung betref-
fend) thematisiert werden.

Arbeiten zur psychischen
Gesundheit
Trotz der organisatorischen Umge-
staltung prägen Elemente des Projekts
«Nationale Gesundheitspolitik» die
nationale Gesundheitspolitik bis
heute mit. Dies soll im Folgenden am
Beispiel der seit 2000 laufenden Ar-
beiten zum Thema «Psychische Ge-
sundheit» aufgezeigt werden, die
von den verschiedenen Aktivitäten
des Projekts am meisten durch Kon-
tinuität gekennzeichnet sind. 
Die strategische Ausrichtung der
Projektarbeiten zum Thema «Psychi-
sche Gesundheit» wurde von Anfang
an geprägt durch die Erkenntnis, dass
biologische, psychologische, sozio-
ökonomische, soziokulturelle und
institutionelle Faktoren die psychi-
sche Gesundheit beeinflussen und
dass deshalb die Verminderung psy-
chischer Störungen nicht nur über

gesundheitspolitische Entscheide er-
reicht werden kann, sondern eine
breitere politische Abstützung erfor-
dert. In der Startphase dienten das
Ergebnis einer Expertenbefragung
[5], eine Bestandesaufnahme von
Strategien und Massnahmen [6] und
ein internationaler Vergleich [7] als
wichtige Grundlagen. Sie bestätigten
die grosse Bedeutung psychischer
Störungen im Zusammenhang mit
gesundheitlichen Beeinträchtigungen
in der Bevölkerung. Wissenschaftli-
che Studien [z.B. 8, 9] halfen dabei,
Arbeitsakzente zu setzen. Im Rah-
men von sieben interdisziplinär
konzipierten Arbeitstagungen

5
ana-

lysierten Fachleute aus Wissenschaft
und Praxis sowie Behörden die beste-
henden Probleme, erörterten Lö-
sungsansätze und gaben Empfehlun-
gen ab.
In einer Untergruppe wurden Fragen
der psychiatrischen Versorgung
vertieft behandelt [10]. Um die Stra-
tegieentwicklung besser in der psy-
chiatrischen Versorgung zu veran-
kern, wirkte die Projektleitung in
der Konzeptgruppe «Kompetenz-
zentrum Psychische Gesundheit» des
Netzwerks «bildung + gesundheit»

6
,

beim Aufbau des Vereins «Ipsilon»
7

und des «Zuger Bündnisses gegen

Depression»
8

sowie in den Arbeits-
gruppen «Modelltarife Psychiatrie»
und «Finanzierung ambulanter psy-
chiatrischer Pflegeleistungen» mit. 
Die Ergebnisse aller Arbeiten und
Diskussionen wurden schliesslich
durch eine Arbeitsgruppe und ein
Redaktionsteam in einem Strategie-
entwurf zusammengefasst [11], der
auch einen Aktionsplan mit zehn
Empfehlungen enthielt

9
.

Thema weiter verfolgt
Im Frühjahr 2004 wurde der Strate-
gieentwurf zur psychischen Gesund-
heit in eine breit angelegte Vernehm-
lassung geschickt. Er fand insgesamt
ein sehr positives Echo. Als prioritär
wurden die Früherkennung und
Frühintervention, die Gesundheits-
förderung und die Bewusstseinsbil-
dung betrachtet, gefolgt von der
Förderung der Selbsthilfe und der
Qualitätsentwicklung im psychiatri-
schen Angebot. Teilweise wurden
der Aktionsplan als zu umfassend
und die vorgeschlagenen Massnah-
men als zu wenig konkret beurteilt.
Bemängelt wurde auch, dass die
Suchtproblematik ausgeklammert
war. Hingegen wurden gemeinsame
Anstrengungen von Bund und Kanto-
nen zur Konkretisierung und Umset-

Nationale Gesundheitspolitik Schweiz 

Im Herbst 1998 entstand auf Initiative des Eidgenössischen Departements des
Innern (EDI) und der Schweizerischen Gesundheitsdirektorenkonferenz (GDK, da-
mals: Sanitätsdirektorenkonferenz SDK) das Projekt «Nationale Gesundheitspolitik
Schweiz». Ziel des Projekts war es, die Gesundheitspolitiken des Bundes und der
Kantone besser aufeinander abzustimmen und ein gemeinsames Instrument zur Be-
wältigung der nationalen Herausforderungen der öffentlichen Gesundheit und der
Gesundheitspolitik zu schaffen. Das Projekt dauerte bis Ende 2003 und verfügte über
eine Steuerungsgruppe (paritätische Vertretung Bund und Kantone) als fachliches
und operationelles Führungsgremium und eine beim Bundesamt für Gesundheit
(BAG) angesiedelte Projektleitung (siehe www.nationalegesundheit.ch und news-
letters ab März 2000).

Im Anschluss an das Projekt wurde zwischen EDI und GDK ein ständiger Dialog
(Plattform) in Form regelmässiger Treffen von Delegationen der beiden Seiten ein-
gerichtet. Seit 2004 finden drei Mal pro Jahr Gespräche zwischen dem Bund (De-
partementschef EDI und betroffene Amtsdirektionen) und dem Vorstand der GDK
statt, die durch geschäftsführende Ausschüsse des EDI und der GDK* gemeinsam
vorbereitet werden. Ziele sind unter anderem der Informationsaustausch, die Iden-
tifikation gemeinsamer Handlungsbereiche, gemeinsame Stellungnahmen sowie
die Förderung von gegenseitigem Verständnis und Vertrauen.

Daneben wird auch die jährliche Arbeitstagung weitergeführt. Sie widmete sich
2004 dem Thema E-Health; das Thema 2005 (3. November, Bern) lautet Altern und
Gesundheit.

5 Themen: Prävention (26.11.2002, 14.1.2003), Kinder
und Jugendliche (20.2.2003), Ältere Menschen (12.6.
2003), Angebotsstrukturen (10.12.2002), Rehabilitation
und Eingliederung (20.3.2003), Partizipation der Betrof-
fenen (6.5.2003).

6 Erziehungsdirektorenkonferenz und Bundesamt für Ge-
sundheit

7 Suizidverhütung, siehe www.ipsilon.ch 
8 Siehe: www.zugerbuendnis.ch 
9 Die Empfehlungen betreffen: 1. Nationale und interna-

tionale Zusammenarbeit; 2. Monitoring; 3. Multisekto-
riale Koordination; 4. Bewusstseinsbildung der Bevölke-
rung; 5. Förderung der psychischen Gesundheit in Familie,
Schule und Arbeit; 6. Früherkennung und Frühinterven-
tion zur Erhaltung der Integration; 7. Förderung der
Selbsthilfe und Freiwilligenhilfe; 8. Qualitätsentwicklung
im psychiatrischen Angebot; 9. Anpassung der Gesetzge-
bung; 10. Nachwuchsförderung für Fachleute und For-
schung

* Sekretär des geschäftsführenden Ausschusses des Bundes ist Philippe Lehmann (Bundesamt für Gesundheit, Direktionsbereich Gesund-
heitspolitik/Abteilung Institutionen und Strukturen, Tel. 031-323 36 09, Fax 031-323 88 05, E-Mail: philippe.lehmann@bag.admin.ch),
Sekretär des geschäftsführenden Ausschusses der GDK ist Franz Wyss (Kontaktadresse siehe Autorenangaben am Schluss des Artikels).
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zung geeigneter Massnahmen be-
grüsst.

10

Die psychische Gesundheit wurde
auch anlässlich der Aarauer Tagung
zum Thema «Arbeitsbedingungen
und Gesundheit» im Herbst 2003
sowie im «Forum für betriebliche
Gesundheitsförderung»

11
themati-

siert. Sie war zudem das Schwer-
punktthema der Herbsttagung der
Gesundheitsdirektorenkonferenz im
November 2004. Und im Rahmen
des Dialogs zwischen Bundesrat
Couchepin (EDI) und GDK zur Na-
tionalen Gesundheitspolitik präsen-
tierte Landammann Alice Scherrer
(AR) im Frühjahr 2005 die europäi-
sche Erklärung sowie den Aktions-

plan von Helsinki zur psychischen
Gesundheit

12
. Beim gleichen Anlass

wurde vereinbart, eine Reihe von
angelaufenen Projekten

13
weiterzu-

verfolgen und den Strategieentwurf
sowie die dazugehörigen Vernehm-
lassungsergebnisse als Referenzrah-
men zu verwenden, um weitere
Massnahmen einzuleiten und zu för-
dern. ■ 
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